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Einleitung

A. Problemaufriss

Der Staat hat die Freiheit und die Rechtsgüter des Einzelnen zu achten und 
zu schützen. In den ersten Jahrzehnten der noch jungen Bundesrepublik stand 
angesichts der schrecklichen Erfahrungen des Dritten Reichs vor allem die 
Sorge vor einem zu mächtigen Staat im Vordergrund. Neben verschiedenen 
rechtsstaatlichen Absicherungsmechanismen des Grundgesetzes haben auch 
die Achtungspflichten dafür gesorgt, dass diese Sorge unbegründet geblieben 
ist. Diese untersagen dem Staat, die grundrechtlichen Freiheitssphären seiner 
Bürger übermäßig zu beschneiden. Im Rückblick hat sich das Grundgesetz 
als effektives Bollwerk gegen eine ungezügelte staatliche Machtentfaltung 
erwiesen. Es ist ihm unter Mitwirkung des Bundesverfassungsgerichts gelun-
gen, die Freiheit des Einzelnen im Verhältnis zum Staat zu gewährleisten.

Mit der Zeit wurde jedoch offenbar, dass die grundrechtlich geschützte 
Freiheit nicht nur Bedrohungen von staatlicher Seite ausgesetzt ist, sondern 
zunehmend auch durch Private gefährdet wird. Aus dieser Erkenntnis folgte 
ein stärkeres Verlangen nach der sicherheitsstiftenden Funktion des Staates. 
Diese zielt darauf ab, die Freiheit der Bürger im Verhältnis zueinander zu 
koordinieren und ihnen ein Leben in Sicherheit zu ermöglichen. Dieser ur-
sprüngliche Zweck des Staates – die Gewähr von Sicherheit – erlebte mithin 
eine Renaissance. Die Lehre von den grundrechtlichen Schutzpflichten wurde 
entwickelt. Diese verpflichten den Staat dazu, den Menschen ausreichend 
Schutz vor Gefahren zu gewähren, die von anderen Menschen ausgehen. 
Folglich ist der deutsche Staat seit Inkrafttreten des Grundgesetzes vom allei-
nigen Feind der Grundrechte nunmehr auch zu deren Garant geworden1.

In dieser Janusköpfigkeit des Staates liegt das Kernproblem der Untersu-
chung begründet. Die grundrechtlichen Schutzpflichten fordern den Schutz 
durch den Staat. Wird der Staat aber zum Schutze eines Bürgers aktiv, weil 
dieser durch einen anderen in seiner Freiheit bedroht wird, so geht dies oft-
mals Hand in Hand mit einer Freiheitsbeschneidung bei demjenigen, der die 
Freiheitssphäre des Mitbürgers zu verletzen droht. Hierdurch werden die 
Achtungspflichten aktiviert, die den Schutz vor dem Staat fordern. Auch 
wenn der Staat zum Schutze eines Bürgers handelt, so hat er dennoch die 

1 H. Dreier, Dimensionen der Grundrechte, 1993, S. 49.
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grundrechtliche Freiheit des anderen Bürgers zu achten, den er zu diesem 
Zweck in Anspruch nimmt. Achtungs- und Schutzpflichten richten aufgrund 
ihrer verschiedenen Schutzberechtigten also gegensätzliche Appelle an den 
Staat. Es kommt zu einer Pflichtenkollision im sogenannten Dreiecksverhält-
nis mit dem Staat an der Spitze und den beiden privaten Akteuren an den 
jeweiligen Enden. Auf der einen Seite soll der Staat seinen Bürgern ausrei-
chend Schutz gewähren und auf der anderen Seite nicht übermäßig ihre 
Freiheiten beschneiden. Die staatliche Gewalt wird dadurch in eine Span-
nungslage versetzt, welche es aufzulösen gilt. An dieser Stelle wird das 
Verhältnis der Achtungspflichten zu den grundrechtlichen Schutzpflichten 
relevant. Es gilt zu klären, ob diese beiden Pflichten gleichwertig sind oder 
ob gegebenenfalls ein Vorrang einer der beiden Pflichtenarten besteht. Sollte 
dies der Fall sein, muss untersucht werden, wie dieser ausgestaltet ist.

Die Frage nach dem Verhältnis von Achtungs- zu Schutzpflichten ist dabei 
die Frage nach dem Verhältnis von Freiheit zu Sicherheit in anderem Ge-
wand. Unter „Freiheit“ wird diesbezüglich die Freiheit vor dem Staat ver-
standen, welche durch die Achtungspflichten vermittelt wird. Mit „Sicher-
heit“ ist demgegenüber die Sicherheit durch den Staat gemeint, die von den 
grundrechtlichen Schutzpflichten abgesichert wird. Im Zusammenhang mit 
diesem klassischen Begriffspaar geht man zumeist davon aus, dass ein Mehr 
auf der einen Seite stets zu einem Weniger auf der anderen Seite führe. Strebt 
man also beispielsweise mehr Sicherheit an, so gehe damit ein geringeres 
Maß an Freiheit einher. Diese Überlegung steht dabei zudem unter der Prä-
misse, dass Freiheit nicht ohne ein gewisses Mindestmaß an Sicherheit zu 
haben ist. Auf der anderen Seite wäre Sicherheit ohne Freiheit wertlos. Ba-
sierend auf diesem Modell stellt sich die Frage nach dem optimalen Verhält-
nis dieser beiden Größen zueinander.

Dabei ist zu beachten, dass die Beantwortung dieser Frage zumeist stark 
von den aktuellen Umständen abhängt. Dies zeigt sich am Beispiel des Ter-
rorismus. Die Formierung des Daesh und die von dieser Gruppierung verüb-
ten oder veranlassten Angriffe in Europa lassen in der Zivilbevölkerung das 
Gefühl der Bedrohung wachsen. Die durch den Staat zu gewährleistende Si-
cherheit scheint gefährdet. Damit einher gehen gesteigerte Sicherheitserwar-
tungen in der Bevölkerung. Ebenso fordern die mit der Gefahrenabwehr be-
trauten Behörden mehr und insbesondere weiterreichende Instrumente, um 
effektiv gegen derartige Angriffe vorgehen zu können. Das Verhältnis von 
Sicherheit zu Freiheit scheint sich in Zeiten neuer Bedrohungen zugunsten 
der Sicherheit zu verschieben. Das ist kein neues Phänomen, sondern konnte 
auch in der Vergangenheit immer wieder beobachtet werden, wenn sich die 
Bevölkerung neuen Formen von Gewalt ausgesetzt sah, wie beispielsweise in 
den 1970er Jahren zu den Hochzeiten des Terrorismus der „Rote Armee 
Fraktion“. Ein weiteres Beispiel ist die im Zuge des Daschner-Prozesses 
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wieder aufkeimende Debatte um die Zulässigkeit von Folter zur Rettung von 
Menschenleben. Ebenso virulent wurde die Frage, ob ein Flugzeug, welches 
von Terroristen entführt und als Waffe gegen eine große Menschenmenge 
eingesetzt werden soll, abgeschossen werden darf. All diese Konstellationen 
befassen sich im Kern mit der Frage nach dem Verhältnis von Sicherheit und 
Freiheit und damit von Schutz- zu Achtungspflichten.

Folge solcher Ereignisse ist allzu oft symbolischer Aktionismus. Die ver-
schiedenen politischen Lager überbieten sich in ihrer sicherheitspolitischen 
Rhetorik. Teilweise folgen rasche Reaktionen des Gesetzgebers, wie bei-
spielsweise das Luftsicherheitsgesetz im Anschluss an die Attentate vom 
11. September 2001, welches postwendend vom Bundesverfassungsgericht 
kassiert wurde2. Derartige Legislativakte, die direkt im Anschluss auf Ereig-
nisse folgen, die die Gesellschaft erschüttern, stehen stets unter dem Ver-
dacht, mit „heißer Nadel gestrickt“ zu sein. Sie müssen sich den Vorwurf 
gefallen lassen, allein aus der Motivation heraus entstanden zu sein, der Be-
völkerung ein zupackendes Bild der Regierung zu vermitteln. Dieser Um-
stand allein vermag indes keine Auskunft über die verfassungsrechtliche 
Bewertung solcher Regelungen zu geben. Aufhorchen sollte das Verfassungs-
recht aber dann, wenn mit Gesetzesvorhaben eine Lockerung der rechtsstaat-
lichen Fesseln einhergeht, um der staatlichen Gewalt ein größeres Maß an 
Handlungsfähigkeit einzuräumen. „Die zuweilen in Hysterie umschlagende 
Terrorismusangst kann den Gesetzgeber nicht von einem verantwortungsbe-
wussten, an den rechtsstaatlichen Vorgaben des Grundgesetzes orientierten 
Handeln entbinden“3. Das bedeutet, der Rechtsstaat kann und tut gut daran, 
angesichts neuartiger Bedrohungslagen sein Handlungsinstrumentarium zu 
überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Dabei sollte er aber stets gewahr 
sein, dass mit einer Erweiterung der Eingriffsbefugnisse der Gefahrenab-
wehrbehörden im Dienste der Sicherheit zumindest potentiell eine Beschrän-
kung der individuellen Freiheit einhergeht. Diese gegenseitige Bedingtheit 
findet sich auch im Verhältnis von Achtungs- zu Schutzpflichten wieder. 

Im Rahmen dieser Untersuchung wird indes nicht nach dem optimalen 
Verhältnis der beiden Pflichtenarten gefragt. Vorausgesetzt, dass es ein sol-
ches gäbe, hätte ein jeder auf diese Frage wohl seine eigene Antwort. Her-
ausgefunden werden soll vielmehr, welches Verhältnis das Grundgesetz vor-
gibt. Allein dieses ist Maßstab staatlichen Handelns und bestimmt damit 
auch die Handlungsspielräume der staatlichen Gewalt in den hier zu untersu-
chenden Ausnahmesituationen.

2 BVerfGE 115, 118.
3 W.-R. Schenke, Die Verfassungswidrigkeit des § 14 III LuftSiG, in: NJW 2006, 

S. 736 (736).


